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Die folgenden thesenartigen Ausführungen 
versuchen, vor dem Hintergrund einiger allge­
meiner Überlegungen zur Problematik der Ge­
sundheitsförderung die aktuelle Debatte um die 
Rolle der Gesundheitsämter in diesem Feld kri­
tisch darzulegen, wobei der Schwerpunkt auf 
die Bereiche kommunale Gesundheitsbericht­
erstattung, Umwelthygiene sowie AIDS-Auf­
klärung und -Beratung gelegt wird. Der kurso­
rische Abriß reflektiert zugleich die histori­
schen Grundlagen des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes für die vorliegende Thematik. 

Gesundheitsförderung als 
Fortschrittsparadigma 

Die aktuelle Literatur zur Gesundheitsförde­
rung vermittelt häufig den Eindruck, als sei un­
strittig, daß es sich hierbei um ein per se aufklä­
rerisches und fortschrittliches Feld von Gesund­
heitspolitik bzw. gesellschaftlichem Agieren 
handele. Nur vereinzelt wird - nicht zuletzt mit­
tels vergleichender historischer Analysen - her­
ausgestellt, wie leicht sich zum Aufklärungsim­
petus der Zwang hinzugesellt. So stellt Schmidt 
die provozierende Frage, wann aus dem Objekt 
der modernen Gesundheitskampagnen ein 
,,Gesundheitsdelinquent" wird und wo Aufklä­
rung und Beratung den Charakter moralischer 
Kreuzzüge annehmen (Schmidt 1989). Barthel 
sieht vor dem Hintergrund des Gesundheitsdis­
kurses des 18. Jahrhunderts die Gefahr, daß die 
Gesundheitsutopien der „Polizeytheoretiker 
und Sozialhygieniker ... heute an der Schwelle 
(der) praktischen Verwirklichung" stehen, ge­
tragen von der Verinnerlichung der neokonser­
vativen Anteile von Gesundheitsförderung: 
„Selbstüberwachung, Selbst-Kontrolle und 
Selbsterziehung" (Barthel, 1989, S. 209). Ver­
halte Dich vernünftig und Du bleibst gesund; 

darauf beschränkt sich allzuoft auch die „mo­
derne" Variante des seligmachenden „Jeder ist 
seines Glückes Schmied". 

Überwachung oder Förderung von 
Gesundheit? 

Labisch hat darauf hingewiesen, daß in den 
achtziger Jahren die Gemeinde als Ort von Ge­
sundheitssicherung wiederentdeckt worden ist, 
maßgeblich unter der Vorstellung, daß dort ei­
ne größere Flexibilität für innovatives Handeln 
vorzufinden sei als im stärker bürokratisierten 
staatlichen Bereich (Labisch 1986, 1989 a, 
1989 b) . Dabei taucht die Frage auf, inwieweit 
die Gesundheitsämter sich mehr als bisher 
wirksam ,an den unterschiedlichen Ansätzen 
kommunaler Gesundheitsförderung beteiligen 
können. Ob dies parallel bzw. entgegen den 
zugleich wahrgenommenen (hoheitlichen) 
Überwachungsfunktionen realisierbar er­
scheint, wird höchst unterschiedlich einge­
schätzt. So geben Badura und Lenk den Ge­
sundheitsämtern nur dann eine Überlebens­
chance, wenn sie sich ihres „Amts"-Charakters 
entledigen und zu „Gesundheitszentren" wer­
den (Badura/Lenk 1989, S. 175). Die histori­
sche Last wird zunehmend auch in den eigenen 
Reihen des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) thematisiert: ,,Allzuoft ist der öffentli­
che (Gesundheits-)Dienst den Bürgerinnen als 
staatliches Kontroll- und Aufsichtsorgan entge­
gengetreten. Er sollte das werden, was er im 
eigentlichen Sinne des Wortes ist, ein Dienst 
für die Bürgerinnen." (Bezirksamt Charlotten­
burg 1989). Die historischen Analysen des 
ÖGD zeigen in der Tat (s . vor allem Labisch/ 
Tennstedt 1985), daß sich die Gesundheitsäm­
ter bereits vor 1933 zunehmend von der Tradi­
tion kompensatorischer Hilfsangebote für un-
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terprivilegierte Bevölkerungsgruppen entfernt 
hatten und daß spätestens mit dem Gesetz zur 
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens aus 
dem Jahre 1934, welches ein flächendeckendes 
Netz von Gesundheitsämtern mit staatlich be­
stellten Amtsärzten nach sich zog, die „Dialek­
tik von Fürsorge und Kontrolle" zerstört wurde 
(Labisch 1989 a, s. auch Schmacke/Güse 1984). 
Der von offensichtlich nazistischen Intentionen 
nach 1945 bereinigte und in dieser Form in den 
meisten Bundesländern gültige Gesetzestext 
stellt einen „Bauchladen" an Aufgaben ohne 
klare Zuständigkeiten für den ÖGD dar (Cana­
ris 1989 a). Das Übergewicht an Kontroll-, 
Überwachungs- und Begutachtungsfunktionen 
wird häufig beklagt, so auch vom gegenwärti­
gen Präsidenten der Akademie für öffentliches 
Gesundheitswesen in Düsseldorf, welcher die 
,,geistige, moralische und bevölkerungsmedizi­
nische Führung in Volksgesundheitsfragen" als 
wiederzuerringende Aufgabe des ÖGD be­
schreibt (Kröger 1989, S. 551). 

Zur Frage, unter welchen Bedingungen im 
kommunalen Raum mit einer stärkeren Veran­
kerung gesundheitlich begründeter Handlungs­
ansätze zu rechnen sei, führt Labisch aus: ,,Auf 
der Ebene der Städte wird Gesundheit als Pro­
blem wahrgenommen, wenn die jeweilige Lei­
stungsfähigkeit der kommunalen Einheit ent­
weder gefährdet ist oder durch gesundheitsrele­
vante Aktivitäten gefördert werden kann". 
Und weiter: ,,Handlungsträger und Wissensträ­
ger müssen ... in Teilbereichen deckungsgleich 
interagieren" (Labisch 1989 a). Konsensfähig 
waren in diesem Sinne höchst heterogene Be~ 
reiche, neben der hygienischen Assanierung 
der Städte eben auch die Rassenhygiene des 
NS-Staates unter maßgeblicher Beteiligung der 
Gesundheitsämter (auch hierzu u. a. Labisch 
1989a) . 

Auf ein zentrales Thema hat Leide! im Zu­
sammenhang mit der „Renaissance der öffentli­
chen Gesundheitspflege" hingewiesen. Die 
Neue Armut in entwickelten Gesellschaften wie 
der BRD weist auf die Notwendigkeit des 
(nicht zuletzt von der WHO mitgetragenen) Pa­
radigmenwechsels in der gesundheitlichen 
Prävention hin: ,,Gesundheit wird nicht mehr 
ausschließlich als das Fehlen von Krankheit 
oder Behinderung definiert und schon gar nicht 
als Lebensziel, das zu erreichen jedermann und 
jedefrau gleichsam moralisch verpflichtet ist. 
Gesundheit wird vielmehr als wesentlicher Be­
standteil des alltäglichen Lebens aufgefaßt, als 
Voraussetzung zur befriedigenden Teilhabe am 
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wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und poli­
tischen Leben und zwar vielfach trotz oder mit 
gesundheitlichen Einschränkungen" (Leide! 
1989 b, S. 6). Dieser Gedanke soll hier nicht 
weiterverfolgt werden; für den Gesamtzusam­
menhang erscheint es aber wichtig darauf hin­
zuweisen, daß es nach wie vor harte Defizite im 
Bereich der umittelbaren gesundheitlichen Be­
treuung der Bevölkerung gibt, denen sich Ge­
sundheitsämter im Sinne kommunaler Ver­
pflichtung ebensowenig entziehen können wie 
den unmittelbar präventiv orientierten Debat­
ten und Handlungsansätzen, die zumeist mit 
dem Begriff der Gesundheitsförderung verbun­
den werden. 

„Zukunftsträchtige" Aufgabenfelder 
desÖGD 

In großer Einmütigkeit werden vom Bundesge­
sundheitsministerium, den für Gesundheit zu­
ständigen Ministern und Senatoren der Länder, 
von den Leitenden Medizinalbeamten der Län­
der und von Gesundheitsexperten immer wie­
der drei Felder im Zusammenhang mit der 
Neuorientierung des ÖGD genannt: die Ge­
sundheitsberichterstattung, die Umwelthygiene 
und AIDS. Ohne dieser Bewertung grundsätz­
lich folgen zu wollen, da andere weniger spek­
takuläre und/oder von der allgemeinen Diskus­
sion schwächer besetzte Aufgabenfelder des 
ÖGD ebenso zu beleuchten wären, soll die De­
batte um die Chancen der Gesundheitsförde­
rung im und mit dem ÖGD an diesen Schwer­
punkten aufgezeigt werden. 

1. Kommunale Gesundheitsberichterstattung 

Angesichts des (zumindest) ,,partiellen Versa­
gens von Versuchen zur Globalsteuerung im 
Gesundheitswesen" (Nowak u. a. 1989) wird 
kommunale Gesundheitsberichterstattung von 
Politikern und Forschern zunehmend als Chan­
ce begriffen, planerische Kompetenz wiederge­
winnen zu können, wobei auf die Beteiligung 
von Bürgerinitiativen und Selbsthilfegruppen 
ausdrücklich gerechnet wird. Zugleich wird be­
rechtigterweise daraufhingewiesen, daß es ei­
nen enormen Mangel an regionalen Einschät­
zungen relevanter Gesundheitsprobleme gibt 
(so z. B. von Ferber 1989). Die Ist-Analyse der 
Leistungsfähigkeit des ÖGD ergibt, daß mit 
einigen wenigen Ausnahmen die Jahresgesund­
heitsberichte der Gesundheitsämter zu „admi-



nistrativen Pflichtübungen" (von Ferber 1989) 
bzw. mehr oder weniger belanglosen „Ge­
schäftsberichten" (Brand 1989) geworden sind. 
Hier soll nicht darauf eingegangen werden, daß 
die im Gesetz zur Vereinheitlichung des Ge­
sundheitswesens angelegte Allzuständigkeit des 
Amtsarztes, so auch bezüglich der Analyse des 
Gesundheitszustandes der Bevölkerung, natür­
lich stets Fiktion war und daß die Qualität der 
Berichte aus den Gesundheitsämtern in den 
letzten 10 Jahren deutlich besser geworden ist. 
Richtig ist demgegenüber ohne Zweifel, daß 
die Gesundheitsämter das Defizit an globaler 
kommunaler Analyse bis dato kaum angegan­
gen sind, und, so die These, auch nur unter 
besonders günstigen Bedingungen werden an­
gehen können. Im Mittelpunkt der Diskussion 
steht dabei zumeist die Frage des Zugangs zu 
planungsrelevanten Daten; und hier erscheint 
kaum vorstellbar, daß der ÖGD eine zentrale 
Rolle bei der Analyse der ambulanten und sta­
tionären Versorgung und bei der Entwicklung 
aussagekräftigerer Erfassungssysteme spielen 
wird. Erfolgversprechender erscheint demge­
genüber die Anregung von Canaris, die Metho­
dik der Gesundheitsberichterstattung durch 
,,gemeinwesenorientiert arbeitende Sozialar­
beiter" zu erweitern (Canaris 1889b), zumal 
wenn dieser Ansatz integraler Bestandteil des 
Selbstverständnisses aller Berufsgruppen in Ge­
sundheitsämtern wird, nämlich zunächst einmal 
sich verpflichtet zu fühlen, gesundheitliche Pro­
bleme in der Kommune zu thematisieren, ohne 
primär danach zu fragen, ob eine genuine Zu­
ständigkeit des Gesundheitsamtes besteht und 
wer aus fachlicher Sicht die Klärung und Lö­
sung des betreffenden Problems sinnvollerwei­
se vorantreiben sollte. Dies ist mit anderen 
Worten ein Plädoyer für eine problem­
orientierte Gesundheitsberichterstattung, die 
nicht den Anspruch flächendeckender Datener­
hebung vor sich herträgt. Daß die meisten Ge­
sundheitsämter einen enormen Nachholbedarf 
an epidemiologischem know-how und technolo­
gischer Ausstattung haben, verschärft das Pro­
blem der Außenseiterrolle des ÖGD erheblich, 
erklärt aber nicht die marginale Bedeutung vie­
ler Gesundheitsämter bei der Thematisierung 
relevanter gesundheitlicher Fragen in der je­
weiligen Kommune. Die Chance der Gesund­
heitsämter dürfte insgesamt eher in der größe­
ren Nähe zu wichtigen Bereichen gesellschaftli­
chen Lebens liegen als in der Übernahme des 
Instrumentariums epidemiologischer For­
schungsansätze. Demzufolge wäre vor allem die 
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Kooperation mit wissenschaftlichen Institutio­
nen zu fördern, natürlich auch das Zusammen­
bringen der verschiedenen „Leistungsanbieter" 
in einer Kommune. 

2. Umwelthygiene (gesundheitlicher 
Umweltschutz) 

Der Aufgabenschwerpunkt Umwelthygiene für 
die Gesundheitsämter soll eingegrenzt unter 
folgenden Gesichtspunkten beleuchtet werden: 
Innerer und äußerer Erwartungsdruck, Exper­
ten-Debatte, ÖGD als Teil der öffentlichen 
Verwaltung gegenüber Verbraucherberatung 
und Bürgerinitiativen. 

Die ökologische Debatte wird in den letzten 
Jahren immer intensiver um den „Gesundheits­
aspekt" erweitert, wobei diese Charakterisie­
rung zumindest dadurch berechtigt erscheint, 
daß die (überhaupt nicht neue) Frage nach den 
gesundheitlichen Auswirkungen von Umwelt­
problemen stärker thematisiert wird. Ein be­
deutsames Beispiel dieser Entwicklung stellt 
die Ende 1989 verabschiedete Europäische 
Charta Umweltschutz und Gesundheit der 
WHO dar. In dieser Charta findet sich die For­
derung nach konsequenter Beachtung des Ver­
ursacherprinzips bei Umweltschäden. Der Um­
weltdiskurs wird unter das beschwörende Mot­
to „Vorbeugen ist besser als Heilen" gestellt. 
Von den nationalen Regierungen wird die in­
tensive Förderung der Umwelttoxikologie und 
-epidemiologie erwartet. 

Im nationalen Rahmen arbeiten die Länder 
daran, den gesundheitlichen Umweltschutz als 
gesetzliche Aufgabe für den ÖGD zu verankern 
(Arbeitsgemeinschaft 1989). Der Eckdatenent­
wurf benennt u. a., daß die personellen und 
technologischen Ressourcen der Gesundheits­
ämter verbessert werden müssen und be­
schreibt als zentrale Aufgaben des ÖGD die 
Aufklärung und Beratung der Bevölkerung 
über umwelthygienische Probleme sowie die 
Herstellung kooperativer Arbeitsbezüge im 
kommunalen Raum. Allgemein gilt in der 
ÖGD-Debatte die Umwelthygiene als die viel­
leicht zukunftsträchtigste Aufgabe der Gesund­
heitsämter, wobei dies zum einen von der sach­
lichen Notwendigkeit her als quasi nicht weiter 
begründungsbedürftig angesehen wird, zum an­
deren die besondere Aufgabe der Gesundheits­
ämter betont wird, nicht zuletzt angesichts der 
erheblichen finanziellen Auswirkungen der Sa­
nierungsbedarfe für Kommunen mehr planeri­
sche Kompetenz zu entwickeln (so u. a. Canaris 
1989c). 
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Innerhalb der fraglos modernistische Züge 
aufweisenden Debatte um die Verstärkung des 
gesundheitlichen Umweltschutzes wird (von al­
len „Anbietern") unterschätzt bzw. bewußt in 
den Hintergrund gedrängt, vor welchen enor­
men methodischen Problemen dieser Arbeits­
ansatz steckt, soweit dem Bedürfnis der Bevöl­
kerung nach unmittelbar verwertbaren Aussa­
gen zur chronischen Gesundheitsgefährdung 
durch Niedrigdosen Rechnung getragen werden 
soll. Daß sich eine individuumszentrierte Bera­
tung in diesem Feld in einer absoluten Pionier­
phase befindet, ist vermutlich großen Teilen 
der interessierten Öffentlichkeit nicht ausrei­
chend bewußt - dies hat nicht zu unterschätzen­
de Auswirkungen in einer Gesellschaft mit ei­
nem arztzentrierten, auf kurative Medizin fi­
xierten Gesundheitswesen. Borgers und Kar­
maus (1989) haben in einem exzellenten Disput 
die erkenntnistheoretischen Probleme darge­
legt, deren Reflexion den schrecklichen Verein­
fachem des Umweltdiskurses, die gesundheitli­
che Risiken per Expertenurteil grundsätzlich 
kalkulierbar gestalten wollen, im Grunde Angst 
machen müßte. Als scheinbarer Widerspruch 
ist eine schier unerschütterliche Expertengläu­
bigkeit trotz massiver negativer Erfahrungen 
mit den „Experten von gestern" genuiner Be­
standteil aller Umweltdebatten; hierin sind 
auch die Gesundheitsämter in der Außenbe­
trachtung eingebunden. Für die im (gesundheit­
lichen) Umweltschutz Tätigen sollte fraglos gel­
ten: ,,Beim Professionalismus geht es um Macht 
und Prestige, die Bewußtseinsbildung in be­
stimmten Bevölkerungsgruppen und die Ge­
meindeentwicklung setzen jedoch die Bereit­
schaft der Fachleute voraus, ihre Macht, ihr 
Wissen und ihre Festigkeiten mit Laien zu tei­
len und sich sogar überflüssig zu machen" 
(WHO 1987, S. 7). Eigene Erfahrungen spre­
chen demgegenüber dafür, daß auch kritische 
Teile der Öffentlichkeit gerade von Ämtern der 
öffentlichen Verwaltung Aussagen nach dem 
Schwarz-Weiß-Raster erwarten und daß der 
Versuch eines „ernsthaften Dialogs" dann „be­
straft" wird, wenn die bestehende Erwartungs­
haltung enttäuscht wird, ein fachlich „hochge­
rüsteter" Verwaltungsapparat müsse in der La­
ge sein, ad hoc den Kausalzusammenhang zwi­
schen beobachteten Gesundheitsproblemen 
(z.B. gehäuft auftretende Schleimhautreizung 
bei Lehrern und Schülern) und den vorgefunde­
nen Arbeitsbedingungen (hier dem „Milieu" 
der Schule) schlüssig nachzuweisen. Für den 
ÖGD ergibt sich potentiell die verführerische 
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Situation, der latent ohne Frage auch im ökolo­
gischen Diskurs enthaltenen Sehnsucht nach 
dem starken Staat „nachzugeben" und sich zu 
Forderungen zu versteigen, die sich längerfri­
stig nicht halten lassen. 

Für den ÖGD ist in besonderem Maße die 
Grenz- und Richtwertdebatte bedeutsam. Auch 
hier kann nur angerissen werden, daß mit per­
manenten Mißverständnissen zu rechnen ist, 
wenn einerseits notwendigerweise für den ge­
sundheitlichen Umweltschutz das Vorsorge­
prinzip reklamiert wird, welches auf die Elimi­
nierung/Minimierung von Schadstoff-Exposi­
tionen abzielt, andererseits aber wiederum ge­
rade von Institutionen der öffentlichen Verwal­
tung gefordert wird, immer „wirksamere" 
Grenz- und Richtwerte zu entwickeln und de­
ren Einhaltung zu kontrollieren, ohne diese 
Dialektik von präventivem Denken und Orien­
tierung an einklagbaren und insoweit berechen­
baren Größen als unabweislich zu begreifen. 
Und so kann die berechtigte Forderung nach 
kompetenterer Beratung im Bereich des ge­
sundheitlichen Verbraucherschutzes nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß dieses Feld wie alle 
anderen bedeutsamen gesundheitlichen Berei­
che auch notwendigerweise dem Prozeß der 
Verrechtlichung unterliegt und daß insoweit die 
Debatte um die Chancen des ÖGD in der Um­
welthygiene nicht entlang eines Rasters Aufklä­
rung contra Verwaltungshandeln geführt wer­
den darf. So sehr auch das Mißtrauen gegen­
über den Gesundheitsämtern nachvollziehbar 
sein mag, ausführendes Organ politischer Be­
schlüsse sein zu müssen, so wenig sollte außer 
acht gelassen werden, daß Gesundheitsämter 
(wie Umweltämter) notwendiger- und sinnvol­
lerweise einem stärkeren Begründungszwang 
für Auflagen an die Kommune unterliegen 
müssen als Parteien und Bürgerinitiativen. Die 
Zukunftsperspektive der Gesundheitsämter im 
Bereich der Umwelthygiene hängt vielmehr da­
von ab, ob innovative Beiträge zur Verbesse­
rung der umwelthygienischen Debatte im kom­
munalen Verbund geleistet werden und ob vor­
getragenen Beschwerden von Bürger(Initiati­
ve )n in glaubwürdiger Weise nachgegangen 
wird. Bedeutsam erscheint aber auch, daß die 
Gesundheitsämter in ihrem internen Klärungs­
prozeß begreifen, daß sie in vielen umwelthy­
gienisch relevanten Fragen Quereinsteiger der 
gesellschaftlichen Diskussion sind und nicht der 
Fiktion erliegen, durch Insistieren auf der ge­
sundheitlichen Dimension von Umweltproble­
men automatisch die Federführung (wieder-) 



gewinnen zu können. So wird sicher nur müh­
sam zu verdeutlichen sein, welche neue Quali­
tät mit der Formel der Gesundheitsverträglich­
keitsprüfung in die Diskussion um die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung eingebracht werden 
soll, wenn dies nicht exemplarisch vermittelt 
werden kann. Hier werden in der ÖGD-inter­
nen Diskussion leider oft Wunsch und Wirk­
lichkeit miteinander verwechselt: ,,Epidemiolo­
gie und die Beobachtung der menschlichen Le­
bensverhältnisse gehören traditionell zum Auf­
gabengebiet der Gesundheitsämter. Die Abtei­
lungen für Umwelthygiene, die Jugendärztliche 
Abteilung, die Sozialpsychiatrische Abteilung 
sowie der Amtsärztliche Dienst haben jeweils 
spezielle Erfahrungen gesammelt und doku­
mentiert, die bei der prospektiven Bewertung 
neuer Maßnahmen genutzt werden können" 
(Wodarg 1989, S. 694). Schnell entwickelt sich 
hier eine moderne Variante der berechtigter­
weise kritisierten „Allzuständigkeit" des Amts­
arztes (d. h. in moderner Terminologie : der 
Leitung eines Gesundheitsamtes und deren 
Mitarbeiter/innen). Dies mag hier mit einem 
weiteren Zitat belegt werden, welches Absich­
ten dokumentiert, Umwelthygiene im Healthy­
Cities-Ansatz zum Unterkapitel von Sozialhy­
giene erklären zu wollen: ,,Neben der Verbes­
serung des technischen Umweltschutzes muß 
jedoch eine Verbesserung der soziohygieni­
schen Umweltbelange einen Hauptschwer­
punkt bilden. . . Es gilt, Problemketten, wie 
beispielsweise verdichtetes Wohnen, Einstieg 
in die Kriminalität und Anstieg des Drogenkon­
sums, zu erkennen, die individuellen Gründe 
darzustellen und die Problembereiche anzuge­
hen" (Schneitler 1988, S. 184). 

Damit wird implizit ein Primat des gesund­
heitlich begründeten und begründbaren Pla­
nungs- und Steuerungsbedarfs gesellschaftli­
cher Prozesse behauptet, wodurch Erinnerun­
gen an biologisch definierte Staatsutopien wach 
werden. 

Demgegenüber wird in der internen ÖGD­
Debatte überwiegend herausgestellt, wie vor­
rangig zunächst die Steigerung der umweltme­
dizinischen Kompetenz in den Gesundheitsäm­
tern ist, und daß ohne weitere Qualifizierungs­
schübe der Anspruch, die Beratungsfunktion 
sowohl in Richtung der Bürgerinteressen als 
auch der politisch Verantwortlichen auszubau­
en, als Wunschdenken bezeichnet werden muß. 

Die Chancen der dauerhaften Etablierung 
umwelthygienischer Arbeitsschwerpunkte in 
den Gesundheitsämtern hängen weiter maß-
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geblich von der Fähigkeit ab, Kooperation und 
Vernetzung im kommunalen Raum nicht nur 
als Schlüsselworte zu benutzen sondern prak­
tisch zu erproben. Für das Selbstverständnis er­
scheint für die Gesundheitsämter die Erkennt­
nis wichtig, daß sich bedeutsame Felder der 
Umwelthygiene nur dann wirkungsvoll beset­
zen lassen, wenn die regionalen fachlichen Res­
sourcen bekannt sind und genutzt werden. Ei­
ner der wichtigsten Kooperationspartner im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung ist fraglos 
die Gewerbeaufsicht, die über einen in Jahr­
zehnten gewachsenen Fundus an gewerbehygie­
nischem Wissen und Handlungsrastern verfügt, 
so sehr sich die Suchrichtung der Gewerbeauf­
sicht von der einer bevölkerungsorientierten 
Umwelthygiene auch unterscheiden mag. Nur 
in der gemeinsamen Praxis lassen sich Fort­
schritte erzielen: als Beispiel sei eine Studie zur 
Tetrachlorethenbelastung bei Anwohnern von 
chemischen Reinigungen genannt, die vom Ge­
werbeaufsichtsamt und Hauptgesundheitsamt 
Bremen (in Zusammenarbeit mit einem priva­
ten und einem Universitätslabor) durchgeführt 
wurde (Schaefer/Hohmann 1989). Gesund­
heitsämter, welche die Voraussetzungen quali­
fizierter multiprofessioneller Arbeit im Bereich 
der Umwelthygiene mitbringen oder diese in 
den nächsten Jahren realisieren können, wer­
den fraglos zunehmend in den Diskussions- und 
Planungsprozeß der Kommunen eingebunden 
werden. Es wäre dann sinnvoll, über die Ver­
netzung der entstandenen Umweltämter mit 
den Umwelthygiene-Abteilungen größerer Ge­
sundheitsämter nachzudenken. Die Chancen 
des gesundheitlichen Umweltschutzes in kom­
munaler Regie hängen aber natürlich nicht zu­
letzt davon ab, ob die Bevölkerung diesen um­
welthygienischen „Experten" als glaubwürdi­
gen Anwalt wahrnimmt. 

3. AIDS-Prävention und-Betreuung 

Einen richtungsweisenden Ansatz zur Verbes­
serung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes sieht Kröger in den flä­
chendeckenden Programm der Zuweisung von 
sog. AIDS-Fachkräften, zumeist Ärzte, und de­
ren systematischen Qualifizierung durch das 
gleichnamige, zeitlich befristete Modell des 
Bundesgesundheitsministeriums (Kröger 1989). 
Tatsächlich haben viele Gesundheitsämter -
auch schon vor diesem Bundesmodell - in enger 
Kooperation mit der Selbsthilfebewegung früh­
zeitig auf die HIV-Epidemie mit der Etablie­
rung eigenständiger AIDS-Beratungsstellen 

Psychosozial 12. Jg. (1990) Heft II (Nr. 42) 59 



j Schwerpunktthema j 

reagiert, die sich den Prinzipien der Anonymi­
tät und Vertraulichkeit verpflichtet haben (zu 
den ersten Erfahrungen s. Schmacke 1985). 
Trotz der auch außerhalb Bayerns fortwähren­
den Debatte um die Notwendigkeit der gleich­
zeitigen Anwendung des Bm;idesseuchengeset­
zes, um Meldepflicht und staatliche Ermittlung 
von Infizierten, kann festgehalten werden, daß 
aus den Gesundheitsämtern heraus ein maß­
geblicher Beitrag zur Aufklärung und Beratung 
zum HIV-Problem geleistet worden ist, auch 
wenn regionale Qualitätsunterschiede nicht zu 
übersehen sind. Dies kann nur dann richtig ein­
geschätzt werden, wenn zugleich bedacht wird, 
daß in der Bundesrepublik Prävention im Ge­
sundheitswesen immer noch ein Feld ist, ,,auf 
dem wir uns gerade erst zu bewegen beginnen" 
(Rosenbrock 1989, S. 51). Einige zentrale Vor­
aussetzungen des Konzeptes wirksamer AIDS­
Aufklärung und -Betreuung seien skizziert: 
- Ablehnung von moralisierenden Weltan­

schauungen 
- Verständnis sozialwissenschaftlicher Präven­

tionsforschung 
- Multiprofessionelle Teams 
- Förderung eines kommunalen Netzwerks un-

ter Achtung der Souveränität von Selbsthilfe­
gruppen 

- Kompetente Beratungskonzepte ohne Zen­
trierung auf den HIV-Antikörpertest 

- Einbindung der Beratungsangebote in ver­
läßliche Betreuungsstrukturen 

- Glaubwürdige Einhaltung der Prinzipien von 
Anonymität und Vertraulichkeit. 

Skepsis ist freilich angebracht, wenn die Arbeit 
der AIDS-Beratungsstellen an den Gesund­
heitsämtern als Beispiel begriffen wird, das sich 
zur Bewältigung anderer „Volksgesundheits­
probleme" von den Herz-Kreislauferkrankun­
gen bis zu Suchtproblemen nutzen lasse (so 
Kröger 1989). Demgegenüber wäre gesund­
heitspolitisch bedeutsam, zunächst einmal die 
begonnene Arbeit im Bereich der HIV-Präven­
tion zu stabilisieren und stärker als bisher im 
gesellschaftlichen Bewußtsein zu verankern, 
daß sich die traditionellen seuchenhygienischen 
Handlungsmuster des Staates im Bereich der 
sexuell übertragbaren Erkrankungen als im we­
sentlichen untauglich erwiesen haben (Schmak­
ke 1989). Als Problem muß schließlich gesehen 
werden, daß durch die erreichten Fortschritte 
in der Diagnostik und Therapie der HIV-Er­
krankungen die Notwendigkeit kontinuierli­
cher, qualitativ weiter zu verbessernder Aufklä­
rungsarbeit geringgeschätzt werden kann. 
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Schlußbetrachtung 

Es erscheint evident, daß die Frage nach der 
Beziehung von Gesundheitsämtern zum Ge­
sundheitsförderungs-Diskurs nicht pauschal 
erörtert werden kann, sondern einer sehr kon­
kreten Betrachtung einzelner Arbeitsschwer­
punkte bedarf, von denen oben nur einige kur­
sorsisch abgehandelt werden konnten. 

Es sollte gezeigt werden, daß sich das in der 
Öffentlichkeit oft benutzte Unterscheidungsra­
ster „Aufsicht contra Aufklärung" für eine Be­
wertung der Grenzen und Möglichkeiten der 
Arbeit in und mit Gesundheitsämtern nicht 
durchgängig eignet, da · ,,Gesundheitsaufsicht" 
und Wahrnehmung hoheitlicher Funktionen in 
einem Bereich präventiv erforderlich und in ei­
nem anderen absolut kontraproduktiv sein 
kann. Es sollte zugleich die These vertreten 
werden, daß die Chancen der Gesundheitsäm­
ter in der kommunalen Gesundheitsförderung 
an das Vorweisen gut begründeter und qualifi­
ziert durchgeführter Einzelprojekte geknüpft 
sind, keinesfalls aber in einer Neuauflage des 
Allzuständigkeitsanspruchs des Vereinheitli­
chungsgesetzes zu sehen sind. 

Es gilt unter Beweis zu stellen, daß die qua 
gesetzlichem Auftrag bestehende Verbindlich­
keit und Verpflichtung der Leistungsangebote 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes eine sinn­
volle und notwendige Stütze kommunaler An­
gebote im Gesundheitswesen darstellen und 
daß dies keine Leerformeln sind. Eine große 
Chance stellt die zunehmende Multiprofessio­
nalität in Gesundheitsämtern dar, wobei gleich­
zeitig bedeutsam ist, daß aus verschiedenen 
Gründen, die hier nicht diskutiert werden kön­
nen, fraglos insgesamt auch das individuelle 
Qualifikationsniveau in allen Berufsgruppen 
der Beschäftigten durch Verbesserung der Fort­
bildungsangebote aber maßgeblich auch durch 
Neueinstellungen deutlich gestiegen ist. Paral­
lel damit einhergehend hat sicher auch ein 
Wandel des Selbstverständnisses der Arbeit im 
ÖGD stattgefunden, ohne daß dies bisher 
durch wissenschaftliche Untersuchungen belegt 
ist. 

Verdeutlicht werden sollte schließlich, daß 
die Entwicklungsmöglichkeiten des ÖGD nicht 
zuletzt davon abhängen, ob die interessierte 
Öffentlichkeit diesen in die öffentliche Verwal­
tung integrierten Teil des kommunalen Ge­
sundheitswesens fordert und fördert. Öffentli­
che Verwaltung kann nur so innovativ und de-



mokratisch sein wie der jeweilige Zustand der 
Gesellschaft es zuläßt. Damit sollen die Ge­
sundheitsämter nicht aus ihrer eigenen Verant­
wortung entlassen werden; sie sind aber sicher 
immer auch Spiegelbild gesellschaftlicher Inter­
essen. Insofern ist durchaus vorstellbar, daß die 
Gesundheitsämter im Rahmen der stärkeren 
Wahrnehmung gesundheitlicher Probleme auf 
der Ebene der Städte und Kommunen eine Re­
naissance erfahren, auch wenn gesehen werden 
muß, daß ein chronischer Konflikt für die Ge­
sundheitsämter darin liegt, daß sie - bislang 
jedenfalls - unerbittlich der Realität des Subsi­
diaritätsprinzips ausgesetzt sind. Die zuneh­
mende Verschuldung der Kommunen spricht 
als weiteres Moment gegen eine Stabilisierung 
oder einen Ausbau der Gesundheitsämter, 
auch wenn gegenwärtig der Rationalisierungs­
druck in der öffentlichen Verwaltung aus ver­
schiedenen Gründen nachzulassen scheint. Un­
wägbar erscheint demgegenüber, ob sich das 
politische wie öffentliche Interesse nicht auf 
Grund der Zunahme der Bevölkerungszahlen 
vorrangig auf Probleme wie Wohnungsbau und 
Sicherung des sozialen Netzes konzentriert und 
dadurch Themen wie Umweltschutz/Umwelt­
hygiene und AIDS in den Hintergrund rücken. 
Im größeren Kontext bedeutet dies, inwieweit 
es im nächsten Jahrzehnt gelingen kann, die 
von Troschke benannte Trias Gesundheitsför­
derung, Umweltschutz und Entwicklungshilfe 
auch aus der Perspektive der Kommunen in 
ihrer Bedeutung darzustellen (Troschke 1989, 
S. 36). In einer Zeit, in der die Bundesrepbulik 
de facto zu einem Einwanderungsland gewor­
den ist, werden die Gesundheitsämter unter 
Beweis stellen müssen, ob sie ihre historische 
Lektion gelernt haben. 
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